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Norm

BBG &1 Abs2
BBG 840 Abs1
BBG 841 Abs1
B-VG Art. 133 Abs4
1. BBG § 1 heute
2. BBG § 1 giltig ab 01.09.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG § 1 gultig von 01.07.1990 bis 31.08.2010

w

BBG § 40 heute

BBG 8§ 40 guiltig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

uA N =

BBG § 41 heute

BBG § 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W o Ny AW =

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
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8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gliltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ulrike Scherz als Vorsitzende und durch den Richter Mag.
Clemens Kuzminski sowie den fachkundigen Laienrichter Mag. Rudolf Halbauer als Beisitzer tber die Beschwerde des
XXXX, geb. XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom
11.09.2013, PassNr XXXX, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ulrike Scherz
als Vorsitzende und durch den Richter Mag. Clemens Kuzminski sowie den fachkundigen Laienrichter Mag. Rudolf
Halbauer als Beisitzer Uber die Beschwerde des romisch 40, geb. romisch 40 , gegen den Bescheid des Bundesamtes

fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom 11.09.2013, PassNr romisch 40, zu Recht erkannt:
Spruchteil A)

Die Beschwerde wird gemaR § 1 Abs. 2, § 40 Abs. 1, § 41 Abs. 1 Bundesbehindertengesetz (BBG) sowie § 35 Abs. 2
Einkommensteuergesetz 1988, idgF als unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemaR Paragraph eins, Absatz
2,, Paragraph 40, Absatz eins,, Paragraph 41, Absatz eins, Bundesbehindertengesetz (BBG) sowie Paragraph 35, Absatz

2, Einkommensteuergesetz 1988, idgF als unbegriindet abgewiesen.
Spruchteil B)

Die Revision ist gemafl3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Die beschwerdefuhrende Partei stellte am 10.01.2013 einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses unter
Vorlage diverser Befunde wegen eines Titan Implantats Hufte links, eines Titan Implantats Schulter links und eines
Titan Implantats Schulter rechts.

Das vom Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen eingeholte facharztliche Sachverstandigengutachten einer
Facharztin fur Orthopadie und orthopadische Chirurgie vom 27.02.2013 ergab nach Durchfihrung einer Untersuchung
Folgendes:

Lfd. Nr. Funktionseinschrankung Position GdB

1. Schultergelenksersatz beideseits 020604 30 vH

2. Hiftgelenksersatz links

Oberer Rahmensatz, da maBige funktionelle Einschrankung und Zustand nach Coxitis 020507 20 vH
3. degenerative Veranderungen der Wirbelsaule

Oberer Rahmensatz, da Befall von HWS und LWS 020101 20 vH

4. chronische Hepatitis C

unterer Rahmensatz, da die Transaminasen im Normbereich liegen 070501 10 vH

Der Gesamtgrad der Behinderung betrage 30 vH als Dauerzustand. Die fuhrende funktionelle Einschrankung werde
durch die funktionelle Einschrankungen 2 bis 4 nicht erhoht.

Im Zuge des Parteiengehdrs gab die Beschwerdefuhrerin an, dass er bereits im Jahr 1994 mit 20 vH eingestuft worden
sei und aufgrund eines Unfalls im Jahr 2003 eine Fraktur des LW1 bzw. Stauchungen bis LW6 erlitten hatte. Die CRP-
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Werte seien sehr hoch. Die drei Titanimplantate wirden sich oft entziinden und er hatte Schwierigkeiten zu gehen. In
den Handen hatte er wegen der Implantate beidseits Schmerzen. Seit dem Unfall seien auch Sehstérungen aufgetreten
und bei Uberanstrengungen tréten Fieberschiibe auf.

In einer Stellungnahme fuhrte dazu ein Arzt fur Allgemeinmedizin aus, dass keine neuen Aspekte hinsichtlich noch
nicht adaquat berucksichtigter Gesundheitsschaden vorldgen, insbesondere entspreche auch die Einstufung des
Wirbelsaulenleidens (Nr. 3) der objektivierbaren Funktionsstérung und sei eine behinderungswirksame Herabsetzung
des Sehvermégens durch diesbeziigliche Befunde nicht untermauert. Somit liege keine Anderung vor.

Mit Bescheid des Bundesamtes flir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 07.05.2013 wurde der
Antrag der BeschwerdefUhrerin mangels Erfullung der Voraussetzung fur die Ausstellung eines Behindertenpasses
abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass das durchgefuhrte medizinische Beweisverfahren einen Grad der Behinderung
von 30 vH betragen hatte. Der Einwdnde im Parteiengehdr seien durch einen drztlichen Sachverstandigen
entsprechend Gberprift worden.

Im Zuge des dagegen fristgerecht erhobenen Rechtsmittels wiederholte der Beschwerdeflihrer, dass bereits 1984
aufgrund einer S-férmigen Wirbelsdule eine 20%ige - Invaliditat festgestellt worden sei. Er verstehe nicht, dass das
jetzige Ergebnis bei einem nochmaligen Bruch der Wirbelsdule im Jahr 2003 und drei Titanimplantaten (Hufte, beide
Schultern) nur 30% betrage. Weiters wies er darauf hin, dass der Bruch des Hiftkopfes Ubersehen worden sei, er eine
Sepsis erlitten hatte und ein Jahr ohne Huftkopf gehen hatte missen. Auch seine Wirbelsdule sei im AKH falsch
behandelt worden und sei dadurch in einem sehr schlechten Zustand. Er sei an der linkten Schulter zweimal wegen
eines Blutstaus operiert worden.

Durch die Rechtsmittelbehdrde wurde am 19.11.2013 ein unfallchirurgisch-facharztliches Sachverstandigengutachten
eingeholt, welches folgende Diagnose samt Einschatzung ergab:

Lfd. Nr. Funktionseinschrankung Position GdB

1. Funktionsbehinderung an beiden Schultern nach Prothesenimplantation 020604 30 vH

2. Hifttotalendoprothese links

Oberer Rahmensatz, da geringe Beweglichkeitseinschrankung besteht und Zustand nach Coxitis 020507 20 vH
3. degenerative und posttraumatische Veranderungen der Wirbelsdule

Oberer Rahmensatz, da Zustand nach Bruch am 12. Brustwirbel mit Ausheilung in Keilform, aber ohne relevanter,
objektivierbarer Funktionsbehinderung 020101 20 vH

4. chronische Hepatitis C
unterer Rahmensatz, da die Leberfunktionsparameter in der Norm 070501 10 vH

Der Gesamtgrad der Behinderung betrage 30 vH als Dauerzustand, da das fuhrende Leiden wegen fehlender
ungunstiger wechselseitiger Leidensbeeinflussung und wegen Geringfugigkeit nicht erhdht wird.

Ein Gutachten aus dem Jahr 1984 sei nicht vorgelegen.

Im Zuge des Parteiengehdrs zum eingeholten Gutachten erfolgte keine Stellungnahme des Beschwerdefuhrers.
II. Feststellungen:rémisch zwei. Feststellungen:

Die beschwerdefuhrende Partei stellte am 10.01.2013 einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses.

Der Beschwerdefuhrer erfiillt nicht die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses. Der Gesamtgrad
der Behinderung betragt 30 vH.

Il. Beweiswirdigung:romisch drei. Beweiswurdigung:

Das eingeholte Sachverstandigengutachten vom 19.11.2013 ist schlissig nachvollziehbar und weist keinen
Widerspruch in sich und auch nicht zum Gutachten im erstinstanzlichen Verfahren auf.

Der Inhalt wurde auch im Rahmen des Parteiengehdrs vom Beschwerdeflhrer unbeeinsprucht zur Kenntnis

genommen und es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmald ausfuhrlich eingegangen. Die getroffenen



Einschatzungen, basierend auf dem im Rahmen personlicher Untersuchungen ausfuhrlich erhobenen Befund,
entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen. Die Sachverstandigengutachten werden daher in freier
Beweiswurdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt.

Es wurde ein Grad der Behinderung von 30 vH objektiviert. Nachdem die Voraussetzungen zur Ausstellung eines
Behindertenpasses nicht vorliegen, war spruchgemal zu entscheiden.

IV. Rechtliche Beurteilung:romisch vier. Rechtliche Beurteilung:

Gemal’ Art. 151 Abs. 51 Z 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) ist die Zustandigkeit zur Weiterfihrung der mit
Ablauf des 31. Dezember 2013 bei der Bundesberufungskommission flr Sozialentschadigungs- und
Behindertenangelegenheiten anhangigen Verfahren auf das Bundesverwaltungsgericht Ubergegangen.Gemald Artikel
151, Absatz 51, Ziffer 8, des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) ist die Zustandigkeit zur Weiterfuhrung der mit Ablauf
des 31. Dezember 2013 bei der Bundesberufungskommission flir Sozialentschadigungs- und
Behindertenangelegenheiten anhangigen Verfahren auf das Bundesverwaltungsgericht ibergegangen.

GemalR8 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.GemaR3 Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Zu A)

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
die Auswirkung einer nicht nur vortbergehenden kdrperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung
oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph
eins, Absatz 2, BBG)
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Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt flr Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpald auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder
gewohnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt flUr Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein

Behindertenpald auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder

Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige

Leistung erhalten oder
4. fUr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begunstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehoéren.5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-

einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.
(8 40 Abs. 1 BBG)(Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Die HOhe des Freibetrages bestimmt sich nach dem AusmaR der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der
Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fallen,

1.in denen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hiefir mafRgebenden Einschatzung,

2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fir die Einschatzung bestehen, nach 8 7 und 8 9 Abs. 1 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, fur die von ihr
umfassten Bereiche.2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach
Paragraph 7 wund Paragraph 9, Absatz eins, des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der

Einschatzungsverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,, fur die von ihr umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmald der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) sind

durch eine amtliche Bescheinigung der flr diese Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen.
Zustandige Stelle ist:

e Strichaufzéhlung
Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (8 11 Abs. 2 des Opferflrsorgegesetzes,BGBI. Nr.
183/1947).Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (Paragraph 11, Absatz 2, des
Opferflirsorgegesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 183 aus 1947,).

e Strichaufzahlung

Die Sozialversicherungstrager bei Berufskrankheiten oder Berufsunfallen von Arbeitnehmern.

e Strichaufzéhlung
In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines
Behindertenpasses nach 88 40 ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung
dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu bescheinigen.In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen
von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad
der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses nach Paragraphen 40, ff des
Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden
Bescheid zu bescheinigen.

(8 35 Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1988)Paragraph 35, Absatz 2, Einkommensteuergesetz 1988)

Als Nachweis flr das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid eines

Rehabilitationstragers (8 3) oder ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,
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BGBI. Nr. 104/1985.Als Nachweis fur das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten Voraussetzungen gilt der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (Paragraph 3,) oder ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach
dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennDas Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von arztlichen
Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafRgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des 8 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs. 1 nicht stattgegeben oder der Pass eingezogen
wird. (8 45 Abs. 2 BBG)Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaf Absatz eins, nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird. (Paragraph 45, Absatz 2, BBG)

Da ein Grad der Behinderung von 30 (dreif3ig) vH festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen fur die Ausstellung
eines Behindertenpasses nicht erfillt sind, war spruchgemal? zu entscheiden.

Zu B)

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, sondern von Tatsachenfragen. MaRgebend ist das festgestellte Ausmal? der Funktionsbeeintrachtigungen.Die
Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhdngt, sondern von Tatsachenfragen. MaRgebend ist das festgestellte Ausmall der
Funktionsbeeintrachtigungen.

Schlagworte

Behindertenpass, Grad der Behinderung
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2014:W200.2001646.1.00
Zuletzt aktualisiert am

22.05.2014

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1985_104_0/1985_104_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2010/261
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/45
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2014/4/10 W200 2001646-1
	JUSLINE Entscheidung


